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13. Wahlperiode 

08. 02. 95 


Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Barbara Höll, Dr.Oregor Gysi 
und der weiteren Abgeordneten der PDS 
— Drucksache 13/280 — 


PDS-Mitgiieder- Sicherheitsrisiko in der Bundeswehr? 


Einem PDS-Mitglied und Abgeordneten der Schneeberger Stadtverord- 
netenversammlung, der gegenwärtig als Soldat auf Zeit dient, wurde vor 
mehreren Wochen eine Sicherheitseinstufung mit der Begründung aber- 
kannt, daß PDS-Mitgheder und gewählte PDS-Mandatsträger gemäß 
einer Weisung des Bundesministeriums der Verteidigung (BMVg) von 
1991 in der Bundeswehr als „Sicherheitsrisiko" gelten. 

Vor dem Hintergrund dieses Falles fragen wir die Bundesregierung: 

1. Wie lautet die Verfügung des BMVg bezüghch des Umgangs mit 
PDS-Mitghedem in der Bmideswehr? 


Das Bundesministerium der Verteidigung hat keine Weisung her- 
ausgegeben, wonach PDS-Mitgiieder und PDS-Mandatsträger als 
Sicherheitsrisiko einzustufen sind. 

Die Prüfung im Einzelfall, ob ein Sicherheitsrisiko vorliegt, wird 
ausschließhch auf der Grundlage des Sicherheitsüberprüfungs- 
gesetzes vom 20. April 1994 (BGBl. I S. 867) und der dazu vom 
Bundesministerium der Verteidigung erlassenen Zentralen 
Dienstvorschrift 2/30 Teil C durchgeführt. 


2. Warum gelten wehrdienstleistende PDS-Mitgheder und PDS-Man- 
datsträger für die Bundesregierung als „ Sicherheitsrisiko " ? 


Die bloße PDS-Mitgliedschaft und die Wahrnehmung eines PDS- 
Mandats sind in keinem Fall geeignet, ein Sicherheitsrisiko zu 
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begründen. Es muß vielmehr im Sicherheitsüberprüfungsverfah- 
ren in jedem Einzelfall aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte fest- 
gestellt werden, ob der Betroffene extremistische Positionen ver- 
tritt und deshalb Zweifel bestehen, daß er sich zur freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes be- 
kennt und bereit ist, jederzeit für deren Erhaltung einzutreten. 

Personen, die sicherheitsempfindlich eingesetzt werden sollen 
und sich deswegen einer Sicherheitsüberprüfung zu unterziehen 
haben, sind im übrigen nicht verpflichtet, ihre PDS-Mitgliedschaft 
in der Sicherheitserklärung anzugeben. 


3. Von welchen Aufgabengebieten sind PDS -Mitglieder und PDS- 
Mandatsträger in der Bundeswehr ausgeschlossen und warum? 


PDS-Mitglieder und PDS-Mandatsträger sind von keinem Auf- 
gabengebiet in der Bundeswehr ausgeschlossen. Falls in der 
Sicherheitsüberprüfung ein Sicherheitsrisiko wegen extremisti- 
scher Positionen festgestellt wird, kann der Betroffene nicht 
sicherheitsempfindlich verwendet werden. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß einem PDS-Mitglied oder 
PDS -Mandatsträger aufgrund seiner Parteimitgliedschaft bzw. 
Wahlfunktion der weitere Wehrdienst verweigert wurde? 


Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß PDS-Mitgliedern oder 
PDS-Mandatsträgern aufgrund ihrer Parteimitgliedschaft bzw. 
Wahlfunktion der weitere Wehrdienst verweigert worden ist. 

Es gibt keine Weisung, eine Weiterverpflichtung als Soldat auf 
Zeit oder Übernahme als Berufssoldat wegen der PDS-Mitglied- 
schaft oder eines PDS-Mandats zu verweigern. 
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